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IM NAMEN DER REPUBLIK 

 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Mag. Diana Sammer über die Beschwerde des 

***Bf1***, ***Bf1-Adr***, vom 21. Oktober 2022, gegen das Straferkenntnis des Magistrates 

der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, vom 21. September 2022, GZ. MA67/Zahl/2022, 

wegen der Verwaltungsübertretung gemäß § 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung in 

Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, zu Recht erkannt: 

 

Gemäß § 50 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen und das ange-

fochtene Straferkenntnis bestätigt. 

 

Gemäß § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei einen Beitrag zu den 

Kosten des Beschwerdeverfahrens in Höhe von 12,00 € zu entrichten. 

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens (12,00 €) sind gemeinsam mit der Geldstrafe (60,00 €) 

und dem Beitrag zu den Kosten der belangten Behörde (10,00 €), insgesamt 82,00 €, binnen 

zwei Wochen nach Zustellung dieses Erkenntnisses an den Magistrat der Stadt Wien zu ent-

richten. 

Der Magistrat der Stadt Wien wird gemäß § 25 Abs. 2 BFGG als Vollstreckungsbehörde be-

stimmt. 

Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art. 133 

Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig. 

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die 

belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig. 
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Entscheidungsgründe 

Der Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, befand den Beschwerdeführer (Bf.) mit 

Straferkenntnis vom 21. September 2022 für schuldig, das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem 

behördlichen Kennzeichen Vienna, Marke BMW, am 2. Mai 2022 in der gebührenpflichtigen 

Kurzparkzone in 1100 Wien, Wirerstraße 2-4, ohne einen für den Beanstandungszeitpunkt 

10:05 Uhr gültigen Parkschein abgestellt und demnach die Parkometerabgabe verkürzt zu 

haben. 

Wegen Verletzung der Rechtsvorschriften des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung iVm 

§ 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 wurde über den Bf. eine Geldstrafe von € 60,00 

verhängt und für den Fall der Uneinbringlichkeit 14 Stunden Ersatzfreiheitsstrafe festgesetzt. 

Zudem wurde gemäß § 64 Abs. 2 Verwaltungsstrafgesetz ein Betrag von € 10,00 als Beitrag zu 

den Kosten des Strafverfahrens auferlegt. 

Begründend stellte die Behörde fest, dass der Bf. in seinem Einspruch gegen die Strafverfügung 

zusammengefasst eingewendet habe, dass er schon zwei bis drei Mal Strafe hätte zahlen 

müssen, da es ihm immer wieder passiere, dass er von Sonntag auf Montag auf das Einlegen 

des Invalidenausweises vergesse. Die MA 67 müsse normalerweise wissen, dass er einen 

Invalidenausweis habe. Er wäre nicht bereit die Strafe zu zahlen, weil er eine Invaliditäts-

pension über EUR 850,-, 5 minderjährige Kinder und eine Lebensgefährtin habe, welche nicht 

arbeite und er sie erhalten müsse. 

In rechtlicher Würdigung führte die Behörde unter Hinweis auf die Bestimmungen des § 5 

Abs. 1 und 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung und §§ 3 Abs. 1 und 7 Abs. 1 Wiener 

Kontrolleinrichtungenverordnung) aus, dass die Abgabe nicht zu entrichten sei für Fahrzeuge, 

die von Inhabern eines Ausweises gemäß § 29b Abs. 1 oder 5 StVO 1 960 abgestellt oder in 

denen solche Personen gemäß § 29b Abs. 3 StVO 1960 befördert würden, wenn die Fahrzeuge 

mit dem Ausweis gemäß § 29b Abs. 1 oder 5 StVO 1960 gekennzeichnet seien (§ 6 lit. g Wiener 

Parkometerabgabeverordnung). 

Angesichts des Umstandes, dass das Überwachungsorgan keinen ordnungsgemäß hinter der 

Windschutzscheibe und durch diese gut erkennbaren Ausweis nach § 29b StVO 1960 wahr-

nehmen habe können, habe er die ihm angelastete Verwaltungsübertretung begangen. 

Es bestehe für die erkennende Behörde keinerlei Veranlassung, die schlüssigen und wider-

spruchsfreien Angaben des Kontrollorgans in Zweifel zu ziehen. 

Es seien im Zuge des Verfahrens keine Tatsachen hervorgekommen, die zu dessen Einstellung 

führen hätten können. 
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Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmäßige Verhalten ausnahms-

weise erlaube bzw. welche die Strafbarkeit aufheben würde, liege im gegenständlichen Fall 

daher nicht vor. 

Nach näheren Erläuterungen zum Fahrlässigkeitsbegriff stellte die Behörde fest, dass der 

Akteninhalt keinen Anhaltspunkt dafür biete, dass er nach seinen persönlichen Verhältnissen 

im gegenständlichen Zeitpunkt nicht fähig gewesen wäre, die objektiv gebotene Sorgfalt ein-

zuhalten oder den von ihm verursachten Verkürzungserfolg vorauszusehen, oder dass ihm 

rechtmäßiges Verhalten in der konkreten Situation unzumutbar gewesen wäre. Er habe daher 

durch die Verletzung der für ihn bestehenden und ihm auch zumutbaren Sorgfaltspflicht, somit 

fahrlässig, die Abgabe verkürzt. 

Somit seien sowohl die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen für die Strafbar-

keit gegeben gewesen. 

Zur Strafbemessung verwies die Behörde auf die Bestimmungen des § 4 Abs. 1 Wiener Parko-

metergesetz 2006 und § 19 Abs. 1 und 2 Verwaltungsstrafgesetz 1991 und hielt fest, dass das 

Verschulden des Bf. selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen nicht gering sei. Dass die 

Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass die 

Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden wer-

den können, sei auf Grund der Tatumstände nicht anzunehmen. Unter Bedachtnahme auf die 

Strafzumessungsgründe und den bis zu 365 € reichenden Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat 

und das Verschulden sei die verhängte Geldstrafe durchaus angemessen und keineswegs zu 

hoch, zumal Milderungsgründe nicht hervorgekommen seien. 

 

Der Bf. erhob gegen das Straferkenntnis binnen der Rechtsmittelfrist Beschwerde. Die Ein-

wendungen sind im Wesentlichen ident mit dem Vorbringen im Einspruch, dass er als Bezieher 

einer Invaliditätspension von 880 €, der eine nicht berufstätige Lebensgefährtin und fünf 

minderjährige Kinder habe, sich die Strafe nicht leisten könne, da sie zu hoch sei. 

Die Magistratsabteilung 67 legte die Beschwerde samt Verwaltungsakt dem Bundesfinanz-

gericht zur Entscheidung vor (Datum des Einlangens: 16. November 2022). 
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Über die Beschwerde wurde erwogen: 

Unstrittiger Sachverhalt: 

Das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen Vienna wurde vom Bf. am 

2. Mai 2022 in der gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1100 Wien, Wirerstraße 2-4, 

abgestellt. 

Der Bf. verfügt über den Parkausweis für Behinderte, Ausweis Nr. 123. 

Dieser Parkausweis war zur Beanstandungszeit (10:05 Uhr) nicht im Fahrzeug hinter der 

Windschutzscheibe eingelegt. 

Ein gültiger Papierparkscheinn oder ein gültiger elektronischer Parkschein lag zur Beanstan-

dungszeit ebenfalls nicht vor. 

 

Rechtsgrundlagen und rechtliche Beurteilung: 

Nach § 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung ist für das Abstellen von mehrspurigen Kraft-

fahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO) eine Abgabe zu entrichten. 

Nach § 5 Abs. 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung gilt die Abgabe mit der ordnungs-

gemäßen Entwertung des Parkscheines (der Parkscheine) oder mit der Bestätigung der Abstell-

anmeldung als entrichtet. 

Nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung hat jeder Lenker, der ein mehrspuriges 

Kraftfahrzeug in einem Gebiet abstellt, für das eine Abgabepflicht besteht, die Parkometerab-

gabe bei Beginn des Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. 

Nach § 1 Wiener Kontrolleinrichtungenverordnung sind als Hilfsmittel zur Überwachung der 

Einhaltung der Vorschriften der Verordnung des Wiener Gemeinderates, mit der für das 

Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen die Entrichtung einer Abgabe 

vorgeschrieben wird (Parkometerabgabeverordnung), Parkscheine nach dem Muster der 

Anlagen oder elektronische Parkscheine zu verwenden. 

§ 29b Abs. 1 StVO 1960 normiert: 

"Inhabern und Inhaberinnen eines Behindertenpasses nach dem Bundesbehindertengesetz, 
BGBl. Nr. 283/1990, die über die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher 
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" 
verfügen, ist als Nachweis über die Berechtigungen nach Abs. 2 bis 4 auf Antrag vom Bundes-
amt für Soziales und Behindertenwesen ein Ausweis auszufolgen. Die näheren Bestimmungen 
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über diesen Ausweis sind durch Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz zu treffen." 

Gemäß § 6 lit. g Wiener Parkometerabgabeverordnung ist die Abgabe nicht zu entrichten für 

Fahrzeuge, die von Inhabern eines Parkausweises für Behinderte gemäß § 29b StVO 1960 

abgestellt oder in denen solche Personen befördert werden, sofern die Fahrzeuge beim 

Abstellen mit diesem Ausweis gekennzeichnet sind. 

Den Bestimmungen des § 6 lit. g Wiener Parkometerabgabeverordnung zufolge tritt die 

Befreiung von der Entrichtung von Parkgebühren nur dann ein, wenn im Fahrzeug, das von 

einem Inhaber eines Parkausweises für Behinderte gemäß § 29b StVO 1960 abgestellt oder in 

denen solche Personen befördert werden, sichtbar und im Original der Parkausweis hinterlegt 

ist (vgl. zB BFG vom 02.11.2016, RV/7500801/2016, BFG vom 25.02.2019, RV/7501051/2018, 

BFG vom 13.05.2020, RV/7500217/2020, BFG 08.03.2021, RV/7500156/2021). 

 

Im vorliegenden Fall war das in Rede stehende Kraftfahrzeug zur Beanstandungszeit durch das 

Kontrollorgan der Parkraumüberwachung (2. Mai 2022, 10:05 Uhr) unstrittig weder mit einem 

gültigen Parkschein gekennzeichnet noch war der Parkausweis gemäß § 29b StVO 1960 hinter 

der Windschutzscheibe des Fahrzeuges eingelegt. 

Es waren somit die objektiven Voraussetzungen für die Strafbarkeit gegeben. 

Das Verwaltungsstrafgesetz normiert in § 5 Abs 1 VStG den Tatbestand der Schuld. Gemäß 

dieser Bestimmung genügt, wenn eine Verwaltungsvorschrift nichts anderes bestimmt, zur 

Strafbarkeit fahrlässiges Verhalten. 

Die den Straftatbestand normierende relevante Verwaltungsvorschrift findet sich in § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006, LGBl. 2006/09 idF LGBl. 2012/45, die keine besonderen Schuldvoraus-

setzungen fordert. Es genügt für die Strafbarkeit daher fahrlässiges Verhalten. 

Der Bf. gibt selbst zu, dass er ein fahrlässiges Verhalten gesetzt hat, indem er vorbringt, dass es 

ihm schon zwei oder drei Mal, und auch im vorliegenden Fall, passiert sei, dass er den Parkaus-

weis von Sonntag auf Montag vergessen habe, im Fahrzeug hinter der Windschutzscheibe 

einzulegen. 

Aus dem Akteninhalt und dem Vorbringen des Bf. geht nicht hervor, dass ihm ein rechtskon-

formes Verhalten zur Abstellzeit des Fahrzeuges nicht möglich war. 

Es waren daher die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen für die Strafbarkeit 

gegeben. 
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Strafbemessung 

Gemäß § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006 sind Handlungen oder Unterlassungen, 

durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt wird, als Verwaltungsübertretungen 

mit Geldstrafen bis zu € 365,00 zu bestrafen. 

§ 19 VStG normiert: 

(1) Grundlage für die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten 
Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind überdies die nach dem Zweck der Strafdro-
hung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die 
Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des Verschuldens ist 
besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des Verwaltungsstraf-
rechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. Die Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten sind bei der Be-
messung von Geldstrafen zu berücksichtigen. 

Die Strafbemessung innerhalb des gesetzlichen Strafrahmens ist eine Ermessensentscheidung, 

die nach den vom Gesetzgeber in § 19 VStG festgelegten Kriterien vorzunehmen ist: Die Be-

hörde bzw. das Verwaltungsgericht hat dabei zunächst die Bedeutung des strafrechtlich ge-

schützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat zu bewerten. In 

der Folge sind bei der Strafbemessung die nach dem Zweck der Strafdrohung in Betracht 

kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung 

bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des Verschuldens ist besonders 

Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des Verwaltungsstrafrechtes sind die 

§§ 32 bis 35 StGB sinngemäß anzuwenden. Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und 

allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berück-

sichtigen (vgl zB VwGH 10.12.2021, Ra 2020/17/0013). 

Der Bf. hat das als bedeutend einzustufende öffentliche Interesse an der ordnungsgemäßen 

Abgabenentrichtung dadurch geschädigt, dass er das in Rede stehende Fahrzeug in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt hat, ohne dieses mit einem gültigen Parkschein 

bzw. mit dem Parkausweis gemäß § 29b StVO (sichtbar) zu kennzeichnen, weshalb der 

objektive Unrechtsgehalt der Tat nicht als geringfügig angesehen werden kann. 

Das Bundesfinanzgericht erachtet die von der belangten Behörde mit 60,00 € verhängte 

Geldstrafe und die für den Fall der Uneinbringlichkeit mit 14 Stunden festgesetzte Ersatzfrei-

heitsstrafe als schuld- und tatangemessen, da erschwerend zu berücksichtigen war, dass über 

den Bf. sieben verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen nach dem Wiener Parkometergesetz 

2006 vorliegen. 
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Eine Herabsetzung der Geldstrafe kam daher nicht in Betracht, auch wenn die Einkommensver-

hältnisse des Bf. zugegebenermaßen gering sind und er für seine Lebensgefährtin und die 

Kinder sorgepflichtig ist. 

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist nämlich eine Geldstrafe auch dann ge-

rechtfertigt, wenn der Bestrafte kein Einkommen bezieht (vgl. VwGH 15.10.2002, 

2001/21/0087, VwGH 30.01.2014, 2013/03/0129, VwGH 17.02.2015, Ra 2014/09/0027) und 

selbst das Vorliegen ungünstiger Einkommens- und Vermögensverhältnisse bedeutet nicht, 

dass Anspruch auf Verhängung der Mindeststrafe besteht (vgl. VwGH 18.12.2001, 

2000/09/0059, VwGH 16.09.2009, 2009/09/0150). Die Geldstrafe ist auch dann zu verhängen, 

wenn die Vermögens- und Einkommensverhältnisse des Bestraften es wahrscheinlich 

erscheinen lassen, dass er nicht in der Lage sein wird, sie zu bezahlen (VwGH 15.10.2002, 

2001/21/0087). 

Abschließend wird festgehalten, dass der Bf. die mit Organstrafverfügung verhängte Geldstrafe 

von 36,00 € begleichen hätte können, um sich dadurch höhere Kosten zu ersparen. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

 

Kostenentscheidung 

Gemäß § 64 VStG sind die Kosten des Verwaltungsstrafverfahrens in Höhe von 10% der Strafe 

festzusetzen. Sie wurden somit in Höhe von 10,00 € korrekt festgesetzt. 

Gemäß § 52 Abs. 1 VwGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein 

Straferkenntnis bestätigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten 

des Strafverfahrens zu leisten hat. 

Gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG ist dieser Betrag für das Beschwerdeverfahren mit 20% der ver-

hängten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen. 

Die beschwerdeführende Partei hat daher gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG weitere 12,00 € als 

Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten. 

Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß anzuwenden. 

Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder 

sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 

zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer ange-

messenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist ist 

die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur Zahlung 
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nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu erfolgen und 

ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen. 

Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZollR-

DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche Abgabenbe-

hörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.  

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde zweckmäßig, da dem 

Magistrat der Stadt Wien bereits gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den 

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt (vgl. für viele 

ausführlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6). 

 

Zur Unzulässigkeit der Revision 

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zulässig, da das 

Erkenntnis nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung 

zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsge-

richtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der 

bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenständlich nicht vor. 

 

 

Wien, am 22. November 2022 
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